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S a t z u n g Viking Shield 

    

§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr   

(1) Der Verein führt den Namen „Viking Shield“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen 

werden und führt danach den Zusatz „e.V.".   

 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in 36129 Gersfeld (Rhön) 

 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr  

 

 

§ 2 Zweck, Aufgaben und Grundsätze der Tätigkeit  

 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.   

 

(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie und 

die Förderung der Kriminalprävention. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht 

durch: 

- Präventive Maßnahmen anhand von Aufklärungsgesprächen und Sensibilisierung an 

Kindergärten, Schulen, Vereinen und Kinder/Jugendeinrichtungen gegenüber 

Gefahren in den Sozialen Medien, insbesondere die Entstehung von Mobbing, 

Gewalt, Sexuelle Belästigung und Sexueller Missbrauch über die Sozialen Medien. 

- Funktion einer Anlaufstelle für betroffene Familien und Kindern/Jugendlichen die den 

oben genannten Fällen zu Opfer gefallen sind. Hier sind Begleitende, Beratende 

sowie Schützende Maßnahmen geplant. 

 

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 

(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.   

 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.   

 

Der Verein wahrt parteipolitische Neutralität. Er räumt den Angehörigen aller Völker und 

Rassen gleiche Rechte ein und vertritt den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher 

Toleranz. 

 

Das Amt/die Ämter des Vorstandes wird/werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Die 

Mitgliederversammlung kann abweichend davon beschließen, dass dem/den 

Vorstand/Vorstandsmitgliedern für seine/ihre Vorstandstätigkeit eine angemessene 

Vergütung gezahlt wird. Die von der Mitgliederversammlung beschlossene Vergütung darf 

400€ pro Vorstandsmitglied, pro Jahr nicht überschreiten. 

 

Mitglieder, die für den Verein tätig werden, können ihre Ausgaben dem Verein in Rechnung 

stellen.  
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§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft   

Mitglied des Vereins kann jede volljährige – ansonsten mit Zustimmung oder Genehmigung 

der gesetzlichen Vertreter auch minderjährige – natürliche Person oder juristische Person 

werden. Über den schriftlichen Antrag entscheidet der Vorstand. Der Antrag soll den Namen, 

das Alter, den Beruf und die Anschrift des Antragsstellers enthalten. 

Gegen den ablehnenden Bescheids des Vorstandes, der mit Gründen zu versehen ist, kann 

der Antragssteller Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats ab 

Zugang des ablehnenden Bescheids schriftlich beim Vorstand einzulegen. Über die 

Beschwerde entscheidet die nächste ordentliche Mitgliederversammlung.  

 

Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Mitglieder oder sonstige 

Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern 

auf Lebenszeit ernennen.   

  

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft   

Die Mitgliedschaft endet 

a) Mit dem Tod des Mitglieds 

b) Durch freiwilligen Austritt 

c) Durch Streichung von der Mitgliederliste 

d) Durch Ausschluss aus dem Verein 

 

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des 

Vorstands. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer 

Kündigungsfrist von 4 Wochen zulässig. 

 

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, 

wenn er trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im Rückstand ist. Die 

Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des zweiten 

Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die Beitragsschulden nicht beglichen sind. Die 

Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen.  

 

Ein Mitglied kann, wenn es gegen Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch 

Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der 

Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu 

geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Eine schriftliche 

Stellungnahme des betroffenen ist in der Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluss über 

den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen 

Briefes bekanntzumachen. Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstandes steht dem 

Mitglied das Recht der Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung hat 

aufschiebende Wirkung .Die Berufung hat aufschiebende Wirkung. Die Berufung muss 

innerhalb von einem Monat ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand 

schriftlich eingelegt werden. Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand 

innerhalb von zwei Monaten die Mitgliederversammlung zur Entscheidung über die Berufung 

einzuberufen. Geschieht das nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss als nicht erlassen. 

Macht das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen den Ausschließungsbeschluss 

keinen Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist, so unterwirft es sich damit dem 

Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft als beendet gilt. 
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§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder   
 

1. Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an 

gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes Mitglied hat gleiches Stimm- 

und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung.   

2. Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere 

regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen Kräften steht, 

das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen.   

3. Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen für den Verein verpflichtet. Die 

Höhe der Mitgliedsbeiträge richtet sich nach § 6 der Satzung 

  

§ 6 Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge  
  

(1) Jedes Mitglied hat einen im Voraus fällig werdenden jährlichen Mitgliedsbeitrag zu 

entrichten.   

(2) Die Höhe der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge wird von der 

Mitgliederversammlung festgelegt.   

(3) Ehrenmitglieder sind von der Aufnahmegebühr und den Mitgliedsbeiträgen befreit.   

 

  

§ 7 Organe des Vereins   

 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.   

 

§ 8 Vorstand   
 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und dem 

Schatzmeister.   

 

(2) Die Mitglieder des Vorstands sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig.  Die 

Mitgliederversammlung kann abweichend davon beschließen, dass den 

Vorstandsmitgliedern für ihre Vorstandstätigkeit eine angemessene Vergütung gezahlt wird. 

 

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Vorstandsmitglieder 

vertreten. Der Vorstand ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Der Vorstand 

haftet dem Verein nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

  

 

§ 9 Aufgaben/Beschlussfassung  des Vorstands   
 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemein in Vorstandssitzungen, die vom Vorstand, 

bei dessen Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied, schriftlich, fernmündlich 

oder sonst in Textform (E-Mail, Fax) einberufen werden. In jedem Fall ist eine 

Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es 

nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder 

anwesend sind. 

Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken in Schriftform zu dokumentieren. Die 

Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die 

gefassten Beschlüsse und das  Abstimmungsergebnis enthalten. 
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Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichen Weg gefasst werden, wenn alle 

Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der beschließenden Regelung erklären. Die 

Vereinigung mehrerer Vorstandsmitglieder in einer Person ist unzulässig. 

 

Dem Vorstand des Vereins obliegen die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die  

Führung seiner Geschäfte. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 a) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der   

Aufstellung der Tagesordnung, 

 b) die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 

 c) die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts 

 d) die Aufnahme neuer Mitglieder.   

 

§ 10 Bestellung des Vorstands  
  

(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer 

von drei Jahren einzeln gewählt. Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins 

sein; mit der Mitgliedschaft im Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand. Die 

Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines Mitglieds durch die Mitgliederversammlung 

ist zulässig. Ein Mitglied bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines 

Nachfolgers im Amt.   

 

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden 

Mitglieder des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers 

durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu kooptieren. Bei der nächsten 

Mitgliederversammlung müssen die Mitglieder den Nachfolger bestätigen.   

 

 

§ 11 Amtsdauer des Vorstands 

 
Der 1. Vorsitzende wird auf Dauer von 4 Jahren gewählt, der 2. Vorsitzende und der 

Kassenwart auf die Dauer von 3 Jahren von der Mitgliederversammlung, vom Tage der Wahl 

an gerechnet, gewählt.  

  

 

§ 12  Beirat   

 

(1) Der Beirat kann aus bis zu 10 Personen bestehen. 

(2) Für die Wählbarkeit, Wahl  und Amtsdauer gelten die Vorschriften wie für den 

Vorstand. 

(3) Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten zu 

beraten und zu unterstützen. Die Beiratsmitglieder erhalten Aufgaben und 

Tätigkeitsbereiche jeweils nach Absprache durch den Vorstand zugeteilt. 

(Jugendwart) Über die geleistete Arbeit geben die Beiratsmitglieder dem Vorstand in 

regelmäßigen Abständen Rechenschaft. Die Beiratsmitglieder nehmen nach Bedarf 

an den Sitzungen des Vorstandes teil. 

(4) Die Beiratsmitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus und erhalten eine 

Erstattung anfallender Reise- und sonstiger Kosten. Diese sind spätestens alle 2 

Monate beim Vorstand einzureichen. 

 

§ 13 Aufgaben der Mitgliederversammlung   
 



 S. 5 

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden  

Angelegenheiten: 

 a) Änderungen der Satzung, 

 b) die Festsetzung der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge, 

 c) die Ernennung von Ehrenmitgliedern, d) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des 

Vorstands, 

 e) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands, 

 f ) die Auflösung des Vereins.  

  

§ 14 Einberufung der Mitgliederversammlung   
 

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, ist vom Vorstand eine 

ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich unter 

Einhaltung einer Frist von vier Wochen und unter Angabe der Tagesordnung.   

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens  

zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der 

Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge zur  

Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der  

Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit der 

Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine 

Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins 

zum Gegenstand haben.   

 

§ 15 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung   
 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstands, bei dessen 

Verhinderung von seinem Stellvertreter und bei dessen Verhinderung von einem durch 

die Mitgliederversammlung zu wählenden Versammlungsleiter geleitet.   

(2) Die Mitgliederversammlung ist bei satzungsgerechter Einladung und Anwesenheit von 

mindestens 3 Mitgliedern beschlussfähig.  

(3) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der  

     Stimmen der anwesenden Mitglieder. Kann bei Wahlen kein Kandidat die Mehrheit der   

     Stimmen der anwesenden Mitglieder auf sich vereinen, ist gewählt, wer die Mehrheit der  

     abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat; zwischen mehreren Kandidaten ist eine  

     Stichwahl durchzuführen. Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen einer 

     Mehrheit von drei Vierteln der Vereinsmitglieder, der Beschluss über die Änderung des  

     Zwecks oder die Auflösung des Vereins der Zustimmung von neun Zehnteln der  

     Vereinsmitglieder Mitglieder.  

(4)Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein   

Protokoll zu fertigen, das vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu 

unterschreiben ist.   

  

 

§ 16 Außerordentliche Mitgliederversammlungen 
 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese 

muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die 

Einberufung von einem Viertel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe vom Vorstand verlangt wird. 
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§ 17 Kassenprüfer/Kassenprüfung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer .Der erste Kassenprüfer wird für  

2 Jahre und der zweite Kassenprüfer für  3 Jahre gewählt. 

(2) Die Wiederwahl ist zulässig 

(3) Die Kassenprüfer dürfen nicht Mitglied des Vorstandes sein. 

(4) Ihre Aufgabe ist die Prüfung der Verwaltung der Finanzen des Vereins sowie aller 

zugehörigen Unterlagen. Sie haben die Pflicht, die Ausgaben auch auf den 

Vereinszweck hin zu überprüfen. 

(5) Den Kassenprüfer ist es erlaubt, jederzeit sämtliche Geschäfts- und 

Buchungsunterlagen sowie Rechner einzusehen. Der Vorstand, sowie alle von ihm 

beauftragten Personen, sind zur Auskunft und Unterstützung verpflichtet. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses wird von mindestens 2 Kassenprüfern vorgenommen 

und muss bis zum 30.April des Folgejahres abgeschlossen sein. Der Vorstand hat die Pflicht, 

rechtzeitig einen Prüfungstermin sowie 2 Ersatztermine vorzuschlagen und alle 

notwendigen Unterlagen in prüffähigen Zustand zur Verfügung zu stellen. 

 

Die Kassenprüfer sind nur der Mitgliederversammlung verpflichtet. Sie berichten über 

ihre Prüfungsergebnisse auf der Mitgliederversammlung. Die Berichterstattung der 

Kassenprüfer hat einen umfassenden Eindruck über die Verwaltung der Finanzen des 

Vereins zu vermitteln. 

 

 

§ 18 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke   
 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung  beschlossen werden. 

Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. und der 2. 

Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte  Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften 

gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird 

oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins  oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 

das Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine andere 

steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung des Schutzes von 

Ehe und Familie.  
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§ 19 Gründungsmitglieder 
  

Gründungsmitglieder sind die Personen, die am 02.08.2024 die Gründung des Vereins 

bewirkt haben. Die Gründungsmitglieder des Vereins besitzen Stimmrecht und sind auf 

Antrag von der Entrichtung von Beiträgen befreit. 

 

 

§ 20 Inkrafttreten 
 

Die vorstehende Satzung wurde in der Gründerversammlung vom 02.08.2024 errichtet. 

Sie wurde von den Gründungsmitgliedern beschlossen und tritt nach Eintragung in das 

Vereinsregister des Amtsgerichts in Fulda in Kraft. 

 

 

 

Gersfeld, den 18.09.2024   

 

 

 


